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Ich muss zugeben, dass die Biolo-gie von Bienen mich unglaublich
fasziniert. Wenn mein Forscherherz
nicht schon den Fischen gehörte,
würde ich glatt auf Bienen umsat-
teln.
Aus genetisch gleichen Larven

werden entweder Arbeiterinnen
oder, wenn deren Genom epigene-
tisch umprogrammiert wird, Köni-
ginnen.Ein besonderesKöniginnen-
futter bewirkt diese seltene tempo-
räre Veränderung des genetischen
Programms. Ein Gen (Dnmt3)
scheint da eine Schlüsselrolle zu
spielen. Aber wie wird dieses Gen
durch das Futter verändert? Was ist
im Gelée Royale, dem Königinnen-
futter, drin?
Es ist weißlich, von teigiger Kon-

sistenz und schmeckt säuerlich. Es
besteht hauptsächlich aus Wasser
und Zucker, enthält aber eine kom-
plexeMixtur von Spurenelementen,
Vitaminen und Fetten. Weniger als
15 Prozentmachen Eiweiße aus, und
90 Prozent von diesen gehören zu
den „major royal jelly proteins“
(mrjp). In ihnen steckt die Magie,
die aus einer genetisch gleichen
Made statt einer Arbeiterin eineKö-
niginmacht.

Eswurdenbisher zehnengmiteinan-
der verwandte mrjp-Gene im Ge-
nom der Honigbiene gefunden, die
nebeneinander auf einem einzigen
Chromosom liegen. Nur einige Bie-
nenarten haben so viele mrjp-Gene,
und nur diese bilden Völker. Die
mrjp-Gene sind wohl aus evolutio-
när recht jungen Duplikationen ei-
nes einzigen ursprünglichen mrjp-
Gens entstanden und haben neue
Funktionen übernommen – für Ent-
wicklung und soziales Verhalten.
Die mrjp-Proteine stammen aber
von anderen, älteren Genen ab, die
„yellow“ genannt werden. Davon
hat die Honigbiene auch zehn Ver-
sionen.
Diese Yellow-Gene finden sich

auchbei anderen Insekten, beispiels-
weise der Taufliege, die kein Sozial-
verhalten zeigen. Yellow-Gene fand
man bisher außer in Insekten nur
noch in einigen Bakterienarten.
Dass sie direkt vonBakterienauf jün-
gere Insekten übertragen wurden,
scheint nicht sehr wahrscheinlich
zu sein, obwohl dieser evolutionäre
Mechanismus, „horizontaler Gen-
transfer“ genannt, schon öfter be-
legt ist. Könntedies vielleichtdie an-
geblich antibakterielle Funktion des
Gelée Royale erklären?
Übrigens wird diese Substanz

auch für allerlei angeblichmedizini-
sche und kosmetische Zwecke beim
Menschen teuer verkauft. Macht
das Königinnenfutter aus Mädchen
Prinzessinnen? Über diese Hoff-
nung hat sich schon Roald Dahl in
seiner Kurzgeschichte „Gelée
Royale“ lustig gemacht.
Man ist, was man isst! Und man

braucht die richtigenGene.
wissenschaft@handelsblatt.com
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„Vielfalt“wird in der Regel als etwas
Schönes und Positives dargestellt.
Doch zumindest wenn es um Reli-
gion geht, sehen sehr viele Deutsche
das Neue offenbar nicht als „Berei-
cherung“ – obwohl der öffentliche
Diskurs es empfiehlt. Eine repräsen-
tative Studie derMünsteraner Religi-
onssoziologen Detlef Pollack und
Olaf Müller kommt zu dem Schluss,
dass die Zahl derjenigen zunehme,
„die in der wachsenden Vielfalt der
Religionen eine Bedrohung des
sozialen Friedens sehen und auf die
Assimilation des ,Fremden’ drän-
gen.“
Die große Anzahl religiöserGrup-

pen, in erster Linie aber der Islam,
sorge für Unsicherheit unter den
Menschen,wie Pollack undMüller in
einem Beitrag auf www.religion-
und-politik.de darlegen, der Home-
page des Exzellenzclusters „Religion
und Politik" der Westfälischen Wil-
helms-Universität. Die Daten deute-
ten darauf hin, dass das überwiegend
kritische Bild von fremden Religio-

nen in der Bevölkerung in erster Li-
nie durch den Islam geprägt sei.
Die Studie bestätigt damit andere

Umfragen, zum Beispiel des Allens-
bach-Instituts von 2006, in denen
eine Mehrheit der Deutschen ein
sehr negatives Bild vom Islam ge-
zeichnet hatte und statt friedlichen
Zusammenlebens eher gewaltsame
Konflikte auf Deutschland zukom-
men sah.
Eine ganz aktuelle, von der Bun-

desregierung in Auftrag gegebene
Umfrage von „dimap“ kommt aller-
dings zu dem widersprechenden Er-
gebnis, dass die meisten Deutschen
von Zuwanderern keine Anpassung
an den eigenen Lebensstil verlangen
und ihre persönlichen Erfahrungen
mit Einwanderern eher positiv seien.
Allerdings wurde in der Dimap-Stu-
die nicht speziell nachmuslimischen
Einwanderern gefragt. Das könnte
den scheinbarenWiderspruchderEr-
gebnisse erklären.
Pollack und Müller zufolge wird

der muslimische Glaube geradezu
spiegelbildlich zum Christentum be-
wertet. Wie auch andere Untersu-

chungen gezeigt hätten, sähen viele
Menschen im Christentum vor allem
Nächstenliebe, Wohltätigkeit und
Friedfertigkeit, im Islam dagegen die
Benachteiligung der Frau, Rück-
wärtsgewandtheit, Fanatismus und
Gewaltbereitschaft.

Nur 10 Prozent der Westdeut-
schen und 7 Prozent der Ostdeut-
schen wünschten sich eine größere
religiöseVielfalt.Nurwenige (26Pro-
zent imWesten, 16 Prozent imOsten)
greifen für ihre eigenen religiösen
Überzeugungen auf Lehren unter-

schiedlicher Traditionen zurück.
„Auch wenn in der Öffentlichkeit
und in der religionssoziologischen
Fachliteratur viel vom neuen religiö-
senSynkretismusdieRede ist, begeg-
nen anscheinend nur wenige Men-
schen Formen einer nichtchristli-
chen Religiosität mit Offenheit“,
schreiben Pollack undMüller. ImGe-
genteil: Nahezu jeder zweite Deut-
sche fühlt sich laut der Umfrage
durch die wachsende Vielfalt der Re-
ligionen im Land bedroht.
Viele befürchten demnach einen

Verlust der eigenen Identität. 72 Pro-
zent der Befragten in Westdeutsch-
land sehen die religiöse Vielfalt als
Ursache für gesellschaftliche Span-
nungen an; inOstdeutschland stimm-
ten 69 Prozent der Aussage zu.
Die zunehmend ablehnende Hal-

tung gegen den Islam bedeutet aber
erstaunlicherweise auch nicht, dass
sich dieMenschen angesichts der ge-
fühlten Bedrohung verstärkt auf die
heimischechristlicheReligion alsBa-
sis des gesellschaftlichenZusammen-
halts besinnen. Das liege, so Pollack,
an der immer schwächer werdenden

Verankerung des Christentums in
der Bevölkerung.
Die meisten Deutschen favorisie-

ren eine „Strategie der säkularen Ab-
grenzung“, also eine strikte Tren-
nung von Staat und Religion, „mit
der man die Grundwerte der eigenen
Kultur offenbar gegen fremde Ein-
flüsse verteidigen will“. Fast zwei
Drittel der Bevölkerung in Ost- und
Westdeutschland lehnen jeglichen re-
ligiösen Einfluss auf Politik, Wissen-
schaft und Forschung ab. Damit wi-
dersprechen sie der in Deutschland
kaum öffentlich hinterfragten Prä-
senz der christlichen Kirchen in
Rundfunkräten, im Deutschen Ethik-
rat und in anderen Gremien.
Grundsätzlich sieht Pollack keine

Tendenz zu größerer Intoleranz in
der deutschen Bevölkerung. Viel-
mehr würden Abwehr und Skepsis
„aus Angst vor einer Erschütterung
des eigenen Lebens“ entstehen.
Pollack plant im Rahmen des For-

schungsprojekts eine weitere Erhe-
bung zur Akzeptanz religiöser Viel-
falt in ausgewählten europäischen
Gesellschaften.
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Darf ein Unternehmer eine Partei
wählen, nur weil sie ihm die größten
Steuererleichterungen verspricht?
Darf einAbgeordneter gegen ein Ent-
eignungsgesetz stimmen, nur weil er
Aktien desUnternehmens hält?Oder
sollten sich beide nicht vielmehr fra-
gen,was für die gesamteGesellschaft
richtig wäre? Welcher Entschei-
dungsmaßstab gilt also bei Wahlen
undAbstimmungen?
Die Antwort hängt davon ab, ob

Bürger und Abgeordnete ihre Frei-
heit ausleben oder Staatsgewalt aus-
üben.DerVorrang desMenschen vor
dem Staat begründet diese Unter-
scheidung. Das Grundgesetz stellt
die Grundrechte des Menschen vor
das Organisationsrecht des Staates –
in bewusster Umkehrung überkom-
mener staatsrechtlicher Tradition.
Die Freiheitsrechte, an erster Stelle
die Menschenwürdegarantie, erklä-
ren denMenschen zum Selbstzweck.
Das Staatsorganisationsrecht dage-
gen gibt demStaat dessen Zweck vor:
demMenschen zu dienen. Demokra-
tie-, Rechtsstaats- und Republikprin-
zip erkennen an, dass der Staat nicht
frei, sondern auf eingeräumte Kom-
petenzen beschränkt ist. Er hat nicht
bloß „durch“, sondern stets auch
„für“ das Volk zu herrschen und ist
der Res publica, dem Gemeinwohl,
verpflichtet. Kurz: Der Staat ist um
desMenschenwillen da, nicht umge-
kehrt.
Dieser Vorrang hat Konsequen-

zen: Der Mensch ist frei um seiner
selbstwillen,währenddieKompeten-
zen des Staates allein Mittel zum
Zweck sind, das Gemeinwohl zu för-
dern. Der Bürger ist frei, Eigeninte-
ressen nach persönlichem Belieben

zu verfolgen. Er darf in seinem Inte-
resse polemisieren, wissenschaftli-
che Erkenntnisse verschweigen und
eigene Gemälde willkürlich verbren-
nen. Staatliche Kompetenzen dage-
gen sind stets an dasGemeinwohl ge-
bunden. Ein Bürgermeister muss
sachlich Stellung nehmen, die Lan-
desuniversität muss ihre Erkennt-
nisse veröffentlichen, und der Bund
muss seine Kunstsammlung erhal-
ten. Dass das Gemeinwohl Grund
und Grenze staatlichenHandelns ist,
entspricht der zeitlosen allgemeinen
Auffassung vonder Raison d'Être des
Verfassungsstaats. Auch dass die For-
mel „Gemeinnutz geht vor Eigen-
nutz“ im Parteiprogramm der
NSDAP stand, ändert daran nichts.

Wenn aber bloß die persönliche Frei-
heit ausgelebt werden darf, während
Kompetenzen stets gemeinwohlge-
bunden auszuüben sind, dann ist ent-
scheidend, ob Parlamentarier und
Volk bei Wahlen und Abstimmungen
staatliche Kompetenzen ausüben
oder Freiheit ausleben. Der erste
Fall, der der abstimmendenAbgeord-
neten, ist klar: Indem sie Gesetze be-
schließen, üben sie Staatsgewalt aus
und unterliegen daher der Gemein-
wohlbindung. Das „freie Mandat“,
das Abgeordnete nur ihrem Gewis-
sen verpflichtet, steht dem nicht ent-
gegen: Das Grundgesetz bestimmt
nämlich zugleich, dass Abgeordnete
„Vertreter des ganzen Volkes“ sind,
also gerade nicht nach Gruppeninte-
ressen und erst recht nicht nach per-
sönlichen Präferenzen entscheiden
dürfen.
Der zweite Fall ist der des Abge-

ordneten, der eine Person in ein Amt
wählt. Weil auch die Wahl im Parla-

ment staatliches Handeln ist, liefert
wieder das Gemeinwohl den Maß-
stab. Drittens übt auch das Volk,
wenn es abstimmt (etwa bei Plebiszi-
ten), Staatsgewalt aus. Das besagen
Artikel 20 des Grundgesetzes und
zahlreiche Landesverfassungen.
Wenn Bürger anstelle von Volksver-
tretern Ortssatzungen oder Landes-
gesetze verabschieden, müssen sie
sich daher wie diese im Sinn des Ge-
meinwohls entscheiden.
Anders liegen die Dinge nur im

vierten Fall: wenn Bürger wählen.
Das Grundgesetz nennt in Artikel 20
zwar auch Wahlen, aber es begreift
das Wahlrecht in den Artikeln 28, 38
und 93 als Ausdruck individueller
Freiheit – anders als das dort nicht ge-
nannte Abstimmungsrecht. Das Ei-
geninteresse darf also nur bei Wah-
len des Volkes derMaßstab sein:Wir
Wähler mögen am 27. September
nach Belieben entscheiden. In den
übrigen Fällen kommt es auf das Ge-
meinwohl an: bei Abstimmungen in
Parlament und Volk genauso wie bei
Wahlen im Parlament.
Was das Eigeninteresse ist, an

dem der Wähler seine Entscheidung
ausrichten darf, versteht sich: Der
Idee der Freiheit entsprechend kann
einBürgerwillkürlich zu seinen Inte-
ressenerklären,was ermag, undmeh-
rere Interessen gewichten, wie er
will. Er darf gegen das Gemeinwohl
oder sogar gegen die eigenen Interes-
sen aus Loyalität einer Partei seine
Stimme geben, deren Politik der Ge-
meinschaft und ihm selbst schadet.
Eine „Qual derWahl“ kann es für uns
Wähler also, so gesehen, gar nicht ge-
ben: Ein Unternehmer etwa darf
seine Entscheidung sehr wohl eigen-
sinnig nach persönlichem Steuervor-
teil treffen.

Was das Gemeinwohl ausmacht,
ist viel schwieriger zu bestimmen.
Die einen sagen, Gemeinwohl sei,
was immer im jeweils vorgesehenen
Verfahren beschlossen werde. Den
Abgeordneten, die an der Urne ste-
hen, hilft das nicht. Sie bleiben mit
der Auskunft allein, dass sie alles
Mögliche beschließen können, am
Ende treffe das Parlament das Ge-
meinwohl ohnehin.

Andere Autoren bestehen daher auf
einer inhaltlichen Deutung: Gemein-
wohl sei das, was – vereinfacht ge-
sprochen – im Interesse der Men-
schen liegt. Das sei schließlich der
Grund dafür, dass Gemeinwohl über-
haupt der Maßstab allen staatlichen
Handelns ist. Dabei kommt es zu-
nächst auf die InteressenderMitglie-
der eines Gemeinwesens an, das zu
entscheiden hat, also nicht nur auf
Stimmberechtigte, sondern auch auf
„stimmlose“Einwohner und „Außen-
seiter“ (etwaKinder undAusländer).
Mit abnehmendem Gewicht dürften
sogar Interessen künftigerGeneratio-
nen einzubeziehen sein.
Der eingangs genannte Abgeord-

nete darf also nicht deshalb gegen
die Enteignung stimmen, weil er per-
sönlich finanzielle Verluste befürch-
tet. ImGegenteil: Ihm kann sogar die
„Wahl der Qual“ aufgegeben sein,
also das Votum für einen Kandida-
ten, der demGemeinwohl besser die-
nen würde, dessenWahl aber für ihn
persönlich nachteilig wäre.
Verlangt die Gemeinwohlbin-

dung zuviel?Vonumfassend berate-
nen und hauptamtlich tätigen Abge-
ordneten darf man erwarten, dass
sie ihre eigenen Interessen hintan-
setzen. Dass der Bürger die Interes-

sen der anderen erkenne, ist ein auf
Kant gründendes Axiom. „Wenn die
Demokratie legitim sein soll“,
schreibt auch der konservative
Staatsrechtslehrer Karl Doehring,
muss sie „von der Reife des Staats-
bürgers, sei es auch im Sinne einer
Fiktion, ausgehen; sie verlöre diese
Legitimität, wenn sie anerkennen
würde, dass eine dumme oder kor-
rupte Mehrheit eine kluge und dem
Gemeinwohl verpflichtete Minder-
heit beherrscht.“Das Bundesverfas-
sungsgericht ging von dieser Reife
desBürgers aus, als es 2007dieArgu-
mentation vonneunklagendenBun-
destagsabgeordneten zurückwies,
der Bürger könne Angaben über
ihre Nebeneinkünfte missverste-
hen: Diese „Unterstellung“ sei, so
die Verfassungsrichter, bei öffentli-
cher Diskussion sowohl „unrealis-
tisch“ als auch „einer Demokratie
nicht angemessen“.
Kein Richter kann Abgeordnete

nach dem Maßstab des Allgemein-
wohls überprüfen. Das liegt nicht
nur an der gesteigerten demokrati-
schen Legitimität des Volkes und sei-
nerAbgeordnetengegenüberdenGe-
richten, sondern auch an der Vagheit
undWeite desMaßstabs, dendasAll-
gemeinwohl vorgibt. Das Grundge-
setz vertraut darauf, dass Abstim-
mende auch dort, wo ihre Entschei-
dung weder kontrolliert noch öffent-
lich gemacht wird, der Bindung ans
Gemeinwohl Rechnung tragen.

DerAutor istAkademischerRat am Insti-
tut fürÖffentliches Recht und Politik der
UniversitätMünster undMitglied im Jun-
genKolleg derNordrhein-Westfälischen
Akademie der Wissenschaften und der
Künste. Mehr zum Thema in: Archiv des
Öffentlichen Rechts, Band 134 (2009).
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EineMethode zurVerhinderungzahl-
reicher Erbkrankheiten stellen ameri-
kanische Forscher in der Fachzeit-
schrift „Nature“ vor. In Versuchen
mitAffen tauschten sie diemitochon-
driale DNA (mtDNA) in weiblichen
Geschlechtszellen aus. Das eröffnet
die Möglichkeit, künftig die Weiter-
gabe krank machender Erbgutteile
an die Nachkommen einer Frau zu
vermeiden.
Mitochondrien sind eine Klasse

von Organellen, also kleiner Struktu-
ren innerhalb einer Zelle. Als Kraft-
werke versorgen sie die Zelle mit
Energie. Sie sind aber auch für den
programmierten Zelltod, die Apop-
tose, zuständig.Mitochondrienunter-
scheiden sich von den anderen Orga-
nellen dadurch, dass sie ihre eigene
DNAbeinhalten, zusätzlich zumErb-
gut auf den Chromosomen im Zell-
kern.
Mitochondriale DNA wird nur

über die weibliche Eizelle an die
nächste Generation vererbt, nicht
über männliche Spermien. Neue Er-
kenntnisse zeigen, dass Mutationen
dermtDNA, die viel häufiger sind als
bei der DNA im Zellkern, zumindest
eine Rolle spielen bei Diabetes und
Unfruchtbarkeit, aber auch bei Krebs
und neurodegenerativen Krankhei-
ten wie Alzheimer und Parkinson.
DieneueMethodederForscher eröff-
net nundieAussicht, dassMütter, die
um ihre belastete mtDNA wissen,
durch künstliche Befruchtung ein
Kind haben könnten, das ihre krank
machenden Mitochondrien nicht
erbt.
Die Forschergruppe um

Shoukhrat Mitalipov von der Oregon
Health & Science University in Bea-
verton entfernte die DNA im Kern
von Eizellen eines Rhesusaffenweib-
chens undpflanzte sie in die entkern-
ten Eizellen eines anderen Tieres
ein, die aber noch dieMitochondrien
mit der mtDNA enthielten. Die drei
so produzierten Eizellen konnten er-
folgreich mit männlichen Spermien
befruchtet werden und entwickelten
sich zu gesundenAffen-Kindern.
Die Forscher schreiben, dass ihre

Methode offenbar kein Risiko der
Schädigung der Zellkern-DNA
berge. Analysen an den fünf und
sechs Tage alten Embryos im Blasto-
zysten-Stadium und an den aus be-
fruchteten Eizellen entstandenen
Stammzell-LinienhättenkeineAnzei-
chen für Schäden der Chromosomen
gezeigt.
Wie die Herausgeber von „Na-

ture“ in ihremEditorial schreiben, er-
öffnet die neue Methode der Eizel-
len-Manipulation aber sicher auch
neue Debatten über ethische Fragen
im Zusammenhang mit der Zerstö-
rung von Embryonen, Eizellspenden
und allgemein den Eingriffen des
Menschen in die Natur.
Theoretisch können Mutationen

der mtDNA (wie die der chromoso-
malenDNA) bei frühen „Screenings“
der Embryonen festgestellt werden.
Abgesehen von den kaum lösbaren
moralischen Fragen, die sich aus der
Möglichkeit ergeben, ungeborenes
Leben bewusst auszusortieren, war
dieserWegauchdeswegenproblema-
tisch, weil über das Ausmaß der Mu-
tation, die zu einer Krankheit führt,
noch weitgehend Unklarheit
herrscht. Die vonMitalipov und Kol-
legen aufgezeigte Methode beseitigt
dieses Problem. Wenn die mtDNA
der Mutter überhaupt nicht an die
nächste Generation übertragen wird,
kommt es auf graduelle Unter-
schiede derMutationen nicht an.
EinewichtigeHürde, so schreiben

die Herausgeber, für die Weiterent-
wicklung der bisher nur an Affen ge-
testeten Methode ist die Tatsache,
dass dazu menschliche Embryonen
zu reinen Forschungszwecken er-
zeugt werden müssen. Das wider-
spricht den moralischen Vorstellun-
gen sehr vieler Menschen – und den
Gesetzen vieler Staaten, darunter
auch Deutschland. In den USA dür-
fenunter derObama-Regierung staat-
liche Institutionen solche Projekte
nicht finanzieren.
An Eizellen herrscht außerdem

Mangel. Forschungsinstitute dürfen
die riskante Prozedur der Eizell-
spende meist nicht honorieren – im
Gegensatz zu kommerziellen Klini-
ken, die Eizellen an Fortpflanzungs-
willige vermarkten.

Forscher
verhindern
Erbschäden

Die Wahl der Qual
Abgeordnete sind an das Allgemeinwohl gebunden, nicht aber die wählenden Bürger

Die Angst vor dem fremden Glauben
Die Vielfalt der Religionen und vor allem der Islam lassen die Deutschen um den gesellschaftlichen Frieden fürchten. Mit Intoleranz habe das nichts zu tun, sagen Soziologen.

So offen gegenüber dem Islam wie diese Besucher einer Moschee in Köln sind
nur wenige Deutsche. Bei denmeisten überwiegen Skepsis und Furcht.

Gemeinwohl statt Eigeninteresse: Sechs Bürger von Calais, im Bild als Bronzeplastik von Auguste Rodin, stellten sich bei der Belagerung durch die Engländer 1347 freiwillig als Geiseln.
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Die Reife des Staatsbürgers

Vertreter des ganzen Volkes


